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Kann dennMode Sünde sein?
Lieber Tommy Hilfiger

Jahrelang habe ich nicht mehr
an Sie gedacht, obschon Sie mir
einst Albträume bescherten. Es
war Ende der 1990er-Jahre, als
Sie mich im wahrsten Sinne
desWortes auf Schritt und Tritt
verfolgten.

Ihr Designerlabel blitzte überall
von weissen Socken, die neben
mir durch die Gänge einer
Highschool in Texas streiften.
Kurze Hose, Turnschuhe und
weisse, überlange Sportsocken
waren damals bei vielen
meiner amerikanischen
Freunde total in. Vorzugsweise
mit einem Label wie Fila, Nike,
Adidas oder eben Hilfiger
versehen, wenn es besonders
stylish sein sollte.

Noch nie zuvor war ich so
dankbar dafür, definitiv zu den
Uncoolen zu gehören. Denn
als Austauschschülerin konnte
ich diesen amerikanischen
Modetrend überhaupt nicht
nachvollziehen. Aus dem
Emmental war ich mir
stattdessen folgende drei
Stilgrundregeln gewohnt:

1. Man kauft eine Hose immer
zu lang, damit man sie zweimal

etwa fünf Zentimeter breit
hochfalten kann.

2. T-Shirts müssen schlabbern,
damit man sie allenfalls vor
dem Bauch verknoten könnte.

3. Wer wirklich cool ist, trägt
ein Bandana um den Kopf.

Von Ihnen, Herr Hilfiger,
hatte ich hingegen noch nie
etwas gehört – bis Sie mich
in Texas von allen Seiten her
mit Ihren Socken bedrängten.
Um mich bestmöglich von
Ihrem Sportplatz-Stil abzu-
grenzen, lackierte ich mir die
Fingernägel schwarz und fühlte
mich dabei sehr erwachsen.
«Irgendwann», sagte ich mei-
nen amerikanischen Freunden,
«werdet ihr zurückblicken

und merken, wie furchtbar
diese Mode aussah.»

«Irgendwann» ist heute.
Vor wenigenWochen war ich
in Texas, und meine Freunde
lachten laut, als ich sie an
die damalige Mode erinnerte.
Es sei tatsächlich schrecklich
gewesen, sagen sie heute.
Und dass diese Zeit zum Glück
vorbei sei. Den amerikanischen
Kids von heute müsse statt-
dessen per Schulregel verboten
werden, in der Pyjamahose
den Unterricht zu besuchen.

Ende gut, alles gut, könnte man
meinen. Doch kaum zurück
in Bern, erfahre ich von einer
Mode, die hier mittlerweile «bei
Menschen von 14 bis 30 Jahren»
total in sei, sagt man mir. Ja,

Herr Hilfiger: kurze Hose, Turn-
schuhe und überlange Sport-
socken. Ob Ihr Logo auf diesen
prangt, weiss ich nicht. Aber ich
finde nach wie vor, dass solche
Kleidung nur auf dem direkten
Weg zwischen Garderobe und
Sportplatz erlaubt sein sollte.
Wenn überhaupt.

Jetzt mal ehrlich, Herr Hilfiger:
Kann es sein, dass Sie und
Ihre Kolleginnen und Kollegen
kreativ erschöpft sind? Ist das
der Grund, weshalb Ihre Bran-
che im Abstand weniger Jahr-
zehnte und manchmal einfach
in anderen Teilen derWelt
immerwieder dieselben Trends
aus der Schublade zaubert?

Mal sinds Sneakers, dann
Ballerinas. Mal Röhrenjeans,

dann Schlaghosen. Mal
präsentieren Sie Fledermaus-
ärmel, dann Schulterpolster,
und das alles kombiniert mit
Dauerwellen oder Vokuhila-
Frisuren – bis man sich
nicht mehr bloss erwachsen,
sondern alt fühlt.

Aber im Notfall bleibt mir ja
immer noch der schwarze
Nagellack.

Mit unmodischen Grüssen,

Sandra Rutschi

AmWochenende gibt es Post von
der Redaktion. In der «BE-Post»
schreiben wir an Menschen oder
Gegenstände, die uns nerven, ins-
pirieren oder schmunzeln lassen.
be-post@tamedia.ch

Andres Marti
und Brigitte Walser

Pierre Alain Schnegg (SVP) at-
tackiert die aktuelle Drogenpo-
litik: «Statt den Drogenkonsum
zu verurteilen und zu bekämp-
fen, verharmlosen wir ihn und
unternehmen Schritte zu einer
Liberalisierung.» Dies hielt der
bernische Regierungsrat gestern
Freitag anlässlich der Jahres-
medienkonferenz seinervon ihm
geführten Gesundheits-, Sozial-
und Integrationsdirektion fest.
Nachdem er über die vielen
Herausforderungen imGesund-
heitswesen gesprochen hatte,
ging Schnegg auch noch kurz
auf die Drogen ein.

Immer häufiger führe der
Cannabiskonsum von Jugend-
lichen zu «Hospitalisationen», so
Schnegg. Das sei eine unnötige
«Zusatzbelastung», zumal die
Psychiatrien und Spitäler An-
gebote zurückfahren müssten,
«weil sie überlastet sind und
unter dem Fachkräftemangel
leiden».

Expertin ordnet ein
Schnegg erwähnte eine Studie,
die im Dezember publiziert
wurde und an der Fachleute der
Universität Bern beteiligtwaren.
Laut dieser haben die Eintritte in
Psychiatrien im Zusammenhang
mit Cannabiskonsum von 1998
bis 2020 stark zugenommen.
DieseAussage stützt sich auf eine
Auswertung derHauptdiagnosen
aller psychiatrischen stationären
Fälle in der Schweiz. Die Mehr-
zahl der Fällewurde bei Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen
gefunden, wobei das Problem
bei Männern im Vergleich zu
Frauen stärker zunahm.

Gemäss den Studienautoren
müsste man aufgrund dieser
Resultate prüfen, ob sich in eine
künftige Cannabisregulierung
Massnahmen für eine bessere
psychische Gesundheit einfügen
lassen.

Die Forderung in der Studie
teilt Rahel Gall. Die Geschäfts-
leiterin von Contact, der Berner
Stiftung für Suchthilfe, hält auf

Anfrage fest: «Jede Einweisung
in die Psychiatrie aufgrund von
Substanzkonsum ist eine zu
viel.» Man müsse die Zahlen
allerdings einordnen. Die Ein-
weisung aufgrund von Alkohol-
konsum sei viel höher und be-
laste das System also viel mehr,
sagt die Suchtexpertin. Tatsäch-
lich: Nur knapp ein Prozent aller
in der Studie gezählten psychia-
trischen Diagnosen betreffen
Cannabis. Alkohol hingegen be-
treffen fast 16 Prozent.

Rahel Gall ist überzeugt, dass
einVerbot von Cannabis dieHäu-
figkeit des Konsums kaum be-
einflusst: Ländervergleichende
Studien zeigten, dass dieAnzahl
von Suchterkrankungen nicht
davon abhänge, ob der Kon-

sum einer Substanz legal sei
oder nicht.

Dass der Cannabiskonsum
riskant ist, bestreitet die Sucht-
expertin nicht. Denn auch wenn
viele Menschen Cannabis un-

problematisch konsumierten, so
berge es Risiken, insbesondere
für Jugendliche.

Eine Drogenpolitik, die den
Cannabisgebrauch kriminali-
siere, sei hier allerdings kontra-

produktiv: Ein Risiko des Can-
nabiskonsums besteht gemäss
der Suchtexpertin darin, dass der
THC-Gehalt, also die psycho-
aktive Substanz in den Produk-
ten, sehr unterschiedlich und in
den letzten Jahren angestiegen
ist. «Qualitätskontrollen wür-
den das Konsumrisiko massiv
reduzieren.»

«Viele Fachpersonen plädie-
ren gerade deswegen dafür, dass
Cannabis legal zugänglich sein
soll, es aber gleichzeitig eine
strenge staatliche Kontrolle
braucht», so Gall. Damit könne
der Jugendschutz besser ge-
währleistet werden als mit der
aktuellen Regelung. Ausserdem
würde durch eine Regulierung
eine Qualitätskontrolle der Sub-

stanz möglich und der Zugang
zu Präventionsangebotenwürde
erleichtert.

Gall verweist auf geplanteVer-
suche. Solche sind auch im Kan-
ton Bern vorgesehen und sollen
aufzeigen,wie eine kontrollierte
Abgabe von Cannabis auszuge-
stalten wäre. Einer davon sieht
den Verkauf in Apotheken vor.
Dort könne Verkaufspersonal
Beratung und Unterstützung
anbieten, etwa bei Personenmit
psychischen Leiden,was im der-
zeitigen illegalenMarkt nicht der
Fall sei, schreibt Studienleiter
RetoAuervomBerner Institut für
Hausarztmedizin aufAnfrage. Er
hat auch an der von Schnegg er-
wähnten Studie mitgearbeitet.

Keine Handhabe
Die Gesundheitsdirektion unter
Schnegg hat sich gegenVersuche
gewehrt. Eine Cannabis-Abgabe
zu nichtmedizinischen Zwecken
lehne sie «dezidiert» ab, schrieb
die Regierung. Es gebe bereits
genügend Studien zur Legalisie-
rung, und die negativen Aus-
wirkungen des Konsums seien
hinlänglich bekannt. Schon ei-
nige Jahre zuvor hatte sie fest-
gehalten: Aus präventiver Sicht
gehe es darum, jeglichen Kon-
sum von Substanzen, der ge-
sundheitsschädliche Folgen ha-
ben könne, zu vermeiden.

Der Kanton hat allerdings
keine Handhabe, denn das Be-
täubungsmittelgesetz erlaubt
Studien zur Cannabisabgabe,
sofern sie vom Bundesamt für
Gesundheit bewilligt sind.

Schneggmacht Kiffer für Überbelastung
der Psychiatriemitverantwortlich
Problematischer Cannabiskonsum Die Psychiatrieeinweisungen wegen Cannabis haben zugenommen.
Der bernische Gesundheitsdirektor kritisiert die «liberale» Drogenpolitik.

Regierungsrat Pierre Alain Schnegg spricht anlässlich der Jahresmedienkonferenz seiner Direktion auch über Cannabis. Foto: Raphael Moser

Herausforderung Integration: Jahresmedienkonferenz

Pierre Alain Schnegg sieht den
Kanton vor grossen Herausforde-
rungen. Das Thema Integration
werde ein Leitmotiv in den kom-
menden Jahren sein, erklärte der
Regierungsrat gestern in Bern. Ein
Ende des Kriegs in der Ukraine sei
nicht absehbar. Es werde nötig,
verstärkt über eine Integration der
Flüchtlinge nachzudenken, sagte
Schnegg und nahm den Bund in

die Pflicht. Auch der Zustrom von
Flüchtlingen aus anderen Ländern
stieg stark an. Dabei stellen sich
laut Schnegg grundsätzliche Fra-
gen zu Integration und Sozialhilfe.

Thema waren gestern auch die
Projekte der Direktion, etwa das
Neue Fallführungssystem für die
Sozialhilfe oder das «Ambulance-
Pad2» für elektronische Einsatz-
protokolle aller Ambulanzen. (sda)

«Statt den
Drogenkonsum
zu verurteilen und
zu bekämpfen,
verharmlosen
wir ihn.»

Pierre Alain Schnegg
Gesundheitsdirektor (SVP)


